. 


— 
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Amts⸗ 


Blatt 


der Königlichen Regierung zu Marienwerder. 


Nro. 2. 


Verordnungen und Bekanntmachungen der 
Central⸗Behörden. Mitg 


1) Mit Bezug auf die Allerhöchſte Verordnung vom 
31. Dezember 1876, durch welche die beiden Häuſer des 
Landtages der Monarchie, das Herrenhaus und das 
Haus der Abgeordneten, auf den 12. Januar d. J. in 
die Haupt⸗ und Reſidenzſtadt Berlin zuſammenberufen 
worden ſind, mache ich hierdurch bekannt, daß die be⸗ 
ſondere Benachrichtigung über den Ort und die Zeit 
der Eröffnungsſizung in dem Büreau des Herrenhauſes 
und in dem Büreau des Hauſes der Abgeordneten am 
11. d. Mts. in den Stunden von 8 Uhr früh bis 8 
Uhr Abends und am 12. d. Mts. in den Morgenſtunden 
von 8 Uhr ab offen liegen wird. 

In dieſen Büreaus werden auch die Legitimations⸗ 
karten zu der Eröffnungsſitzung ausgegeben und alle 
ſonſt erforderlichen Mittheilungen in Bezug auf dieſelbe 
gemacht werden. Y 

Berlin, den 1. Januar 1877. | 

Der Minifter des Innern. | 
Gr. Eulenburg. 


2) Re gul ati v 
zur Ordnung des Geſchäftsganges bei den Bezirks⸗ 
Verwaltungsgerichten. 
An Stelle des Regulatios zur Ordnung des Ge⸗ 


Marienwerder, den 10. Januar. 


1877. 


— 


——— — — — ... — 


Die Einberufung der Stellvertreter der gewählten 
lieder erfolgt durch den Direktor nach der durch 
die erhaltene Stimmenzahl und bei Stimmengleichheit 
nach der durch das Loos ein für alle Mal zu beſtim⸗ 
menden Reihenfolge. 

Befugniſſe des Direktors. Leitung des Verfahrens. 

§ 3. Der Direktor leitet und beaufſichtigt den ge⸗ 
ſammtenGeſchäftsgang bei dem Bezirksverwaltungsgerichte 
und ſorgt für die prompte Erledigung der Geſchäfte. 


Er eröffnet die eingehenden Schriſtſtücke und ver⸗ 
merkt auf denſelben den Tag des Eingangs. 

Hat eine Partei den der Gegenpartei mitzuthei⸗ 
lenden Schriftſtücken kein Duplikat beigefügt, ſo iſt die 
Anfertigung deſſelben auf ihre Koſten zu verfügen. 


§ 4. Der Direktor vertheilt die Geſchäfte unter 
die Mitglieder des Kollegiums. N 
D'. ben zur kollegialiſchen Entſcheidung des Ber 


u 


zirksverwaltungsgerichts gelangenden Sachen beftellt der 


Direktor aus der Zahl der ernannten oder der ge⸗ 
wählten Mitglieder einen Referenten und nach Befinden 
einen Korreferenten; auch kann er ſich ſelbſt zum Re⸗ 
ferenten oder zum Korreferenten beſtellen. 

Er zeichnet die Konzepte aller Verfügungen. 


§ 5. Abgeſehen von den Fällen, in welchen das 
Geſetz — 88 37, 59 und 55 des Geſetzes vom 3. Juli 


ſchaftsganges bei den Verwaltungsgerichten vom 29.1875, Geſetzſammlung Seite 375 — die beiden ernannten 
Dezember 1873 und der daſſelbe abändernden und er⸗ Mitglieder der Bezirksverwaltungsgerichte zum Erlaß 
gänzenden Beſtimmungen treten gemäß dem § 14 des von Beſcheiden ermächtigt, werden Verfügungen, welche 
Geſetzes, betreffend die Verfaſſung der Verwaltungs⸗ ohne der ſachlichen Entſcheidung vorzugreifen, zur Vor⸗ 
gerichte und das Verwaltungsſtreitverfahren vom 3. bereitung derſelben dienen, oder die Leitung des Ver⸗ 


Juli 1875 (Geſetzſammlung Seite 375) die nachſtehenden 
Beſtimmungen: Wer) 
Sitzungen der Bezirksverwaltungsgerichte. 
§ 1. Das Bezirksberwaltungsgericht verſammelt 
ſich an regelmäßigen im Voraus beſtimmten Sitzungs⸗ 
tagen. Dem Direktor liegt es ob, im Bedürfnißfalle 
außerordentliche Sitzungen anzuberaumen. 
Einberufung der Stellvertreter. 
§ 2. Ein Mitglied, welches durch Krankheit oder 
durch ſonſtige nicht zu beſeitigende Umſtände verhindert ft, 
einer ordentlichen oder außerordentlichen Sitzung des 
Bezirksverwaltungsgerichts beizuwohnen, oder ſich der 


fahrens vor dem Bezirksverwallungsgerichte bezwecken, 
der Regel nach ohne Vortrag im Kollegtum entweder 
von dem Direktor ſelbſt oder, unter ſeiner Mitzeichnung, 
von demjenigen Mitgliede des Verwaltungsgerichts er⸗ 
laſſen, welchem der Direktor die Bearbeitung der Sache 
überträgt. Ergiebt ſich zwiſchen dieſem Mitgliede und 
dem Direktor eine Meinungsverſchiedenheit, oder wird 
gegen das Verfügte Einſpruch erhoben, ſo iſt die Be⸗ 
ſchlußnahme des Kollegiums hierüber herbeizuführen. 
Dem Ermeſſen des Direktors bleibt es in allen 
Fällen überlaſſen, den vorgängigen Vortrag im Kolle⸗ 

gium anzuordnen. 
8 6. Die Beſtimmungen des $ 5 finden gleich: 


Wahrnehmung der ihm ſonſt obliegenden Geſchäfte zu mäßig Anwendung auf diejenigen Verfügungen, welche in 
unterziehen, hat dies ſofort dem Direktor anzuzeigen. Gemäßheit des § 32 des Geſetzes vom 3. Juli 1875 
Ausgegeben in Marienwerder den 11. Januar 1877. 
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(Geſetzſam. S. 375) beziehungsweiſe des $ 135 II. 1 $ 11. Bleiben im Termine zur mündlichen Ver⸗ 
Schlußſatz der Kreisordnung vom 13. Dezember 1872 handlung beide Parteien aus, ſo wird das Sachverhältniß 
oder des § 13 des Geſetzes, betreffend die Zuſtändigkeit durch den Referenten vorgetragen. Daſſelbe geſchieht, wenn 
der Verwaltungsbehörden und der Verwaltungsgerichts⸗ nur eine Partei erſcheint; der letzteren iſt nach dem 
behörden pp. vom 26. Juli 1876 (Geſetzſammlung Vortrage des Referenten das Wort zu geben. Indeſſen 
Seite 297) zur Beſtimmung des zuſtändigen Verwaltungs⸗ hängt es von dem Ermeſſen des Direktors ab, auch in 
gerichtes erſter Inſtanz ergehen. dem Falle, wenn beide Parteien erſchienen ſind, den 


§ 7. Hinſichtlich der in dem Regulative zur Ord⸗ 
nung des äußeren Geſchäftsganges bei den Deputationen 
für das Heimathsweſen vom 1. Februar 1872 (Min.⸗Bl. 


Vorträgen derſelben die Darſtellung des Sachverhältniſſes 
durch den Referenten vorangehen zu laſſen. 


Sf in Gemäßheit des Abſatz 2 des 8 44 des 


für die innere Verw. Seite 48) in dem § 2 sub 1 Geſetzes vom 3. Juli 1875 (Geſetzſammlung Seite 375) 
bis 7 incl. und sub 10 bezeichneten, gemäß § 3 Abſatz zur Wahrnehmung des öffentlichen Intereſſes für die 
3 des Geſetzes vom 3. Juli 1875 von den Bezirksver⸗ mündliche Verhandlung von dem Regierungspräſidenten 
waltungsgerichten zu erledigenden Geſchäftsſachen be⸗ ein Kommiſſar beſtellt, fo wird dieſer mit ſeinen Aus: 


wendet es bei den in den $ 2 und 7 daſelbſt gegebenen führungen und Anträgen nach den Parteien gehört. 


Vorſchriften. 


12. Durch Aufnahme in das Protokoll über 


8 
8 8. Der Direktor leitet die Verhandlungen in die mündliche Verhandlung (§ 45 des Geſetzes vom 3. 
den Sitzungen des Bezirksverwaltungsgerichts, wobei der⸗ Juli 1875 Geſetzſammlung Seite 375) ſind insbeſondere 
ſelbe namentlich in Gemäßheit des § 41 des Geſetzes vom feſtzuſtellen: 
3. Juli 1875 auf die vollſtändige Aufklärung des a) neue thatſächliche Erklärungen und nene Anträge 


Sachverhaltes ſowie darauf hinzuwirken hat, daß die 
ſachdienlichen Anträge von den Parteien geſtellt werden. 

Bei den Berathungen des Gerichtes ſtellt er die 
Fragen und ſammelt die Stimmen, — vorbehaltlich 
der Entſcheidung des Kollegiums, falls über die Frage⸗ 
ſtellung oder über das Ergebniß der Abſtimmung eine 
Meinungsverſchiedenheit entſteht. 

Bei den Abſtimmungen giebt ſtets der Dezernent 
oder Referent ſeine Stimme zuerſt ab. 


$ 9. In denjenigen ohne vorgängige mündliche 
Verhandlung zur kolleg ialiſchen Entſcheidung gelangenden 
Sachen, welche einer beſonders ſchleunigen Erledigung 
bedürfen, kann der Direktor geeigneten Falls eine ſchrift⸗ 
liche Abſtimmung der Mitglieder veranlaſſen, ergiebt 
ſich hierbei jedoch eine Meinungsverſchiedenheit, ſo iſt 
in allen Fällen die kollegialiſche Entſcheidung in einer 
Sitzung des Bezirksverwaltungsgerichts herbeizuführen. 


Mündliche Verhandlung. 


$ 10. Die zur mündlichen Verhandlung gelan⸗ ſi 


genden Sachen werden in der, durch den Direktor be⸗ 


der Parteien, 

b) Anerkenntniſſe, Verzichtleiſtungen und Vergleiche, 
durch welche der geltend gemachte Anſpruch ganz 
oder theilweiſe erledigt wird, 

c) die Ausſagen der Zeugen und Sachverſtändigen, 
welche im Termin zur mündlichen Verhandlung 
vernommen werden, 

d) die cefolgte Verleſung der Schriſtſtücke, welche, 
ohne einen Theil der über das Streitverfahren ver⸗ 
handelten Akten zu bilden, ihrem Inhalte nach 
zur Aufklärung des Sachverhalts mitgetheilt 
werden, 

e) das Ergebniß eines im Termin eingenommenen 
Augenſcheins. 

Das Protokoll iſt inſoweit, als es die sab a bis 

e bezeichneten Gegenſtände betrifft, den Betheiligten vor⸗ 

zuleſen oder zur Durchſicht vorzulegen. In dem Pro⸗ 

tokoll iſt zu bemerken, daß dies geſchehen und die Ge⸗ 

19 erfolgt ſei, oder welche Einwendungen erhoben 
n * 

Den Betheiligten iſt auf Erfordern Abſchrift des 


ſtimmten, durch Aushang vor dem Sitzungszimmer bekannt über die mündliche Verhandlung aufgenommenen Pro⸗ 
zu machenden Reihenfolge erledigt. In der Vorladung an tokolls zu ertheilen. 


die Parteien iſt die zur mündlichen Verhandlung be⸗ 
ſtimmte Stunde anzugeben. 

Vor jeder Sitzung hat der Direktor dem Regie⸗ 
rungs⸗Präfidenten behufs Beſchlußnahme über die Be⸗ 
ſtellung eines Kommiſſars zur Wahrnehmung des öffent⸗ 
lichen Intereſſes ein Verzeichniß der in der Sitzung zur 
mündlichen Verhandlung gelangenden ſtreitigen Ver⸗ 
waltungsſachen, welches die Namen der Parteien und 
eine kurze Bezeichnung des Streitgegenſtandes enthält, 
rechtzeitig zuzuſtellen. Auf Verlangen ſind dem Re⸗ 
gierungs Präſidenten auch einzelne Aktenſtücke, ſowie in 


$ 13. Der Direktor handhabt die Ordnung in 


den öffentlichen Sitzungen des Gerichtes in Gemäßheit des 


§ 42 des Geſetzes vom 3. Juli 1875 (Gefeßfammlung 
Seite 375) und führt erforderlichen Falls einen Be⸗ 


ſchluß der letzteren über den Ausſchluß der Oeffentlich⸗ 
keit herbei. 
Angelegenheiten, auf welche der $ 21 der Gewerbeord⸗ 
nung vom 21. 
Oeffentlichkeit nicht ausgeſchloſſen werden. 


Nur in denjenigen gewerbepolizeilichen 


Juni 1869 Anwendung findet, darf die 


§ 14. Die Berathung des Gerichts erfolgt ohne 


den Fällen, wo ein beſonderer Kommiſſar nicht beſtellt Zuziehung eines Protokollführers. 


war, Abſchriften der ergangenen Entſcheidungen mit⸗ 
zutheilen. 


§ 15. Der Direktor verkündigt die ergangene Ent⸗ 


ſcheidung durch Vorleſung der Urtheilsformel. Wird die 
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Verkündigung der Entſcheldungsgründe für angemeſſen Schluſſe der Gründe, in einer die Belehrung von dem 


erachtet, ſo erfolgt fie durch Vorleſung der Urtheils⸗ſonſtigen Inhalt des Beſcheides 


oder Endurtheils 


gründe oder durch mündliche Mittheilung des weſent⸗ thunlichſt unterſcheidenden äußeren Form zu ertheilen. 


lichen Inhalts. 

Hat die Verkündigung der Entſcheidung nicht 
ſofort erfolgen können, fo bedarf es zu dieſem Behufe 
nicht der Anberaumung einer beſonderen Sitzung, viel⸗ 
mehr genügt allein die Zuſtellung der mit Gründen 
verſehenen Entſcheidung an die Parteien. 

Nur in denjenigen gewerbepolizeilichen Streitſachen, 
auf welche der § 21 der Gewerbeordnung vom 21. 
Juni 1869 Anwendung findet, muß die Verkündigung 
der Entſcheidung ſtets in öffentlicher Sitzung erfolgen. 
Ecſcheint in derartigen Streitſachen die Ausſetzung der 


$ 18. Alle Namens des Bezirksverwaltungsge⸗ 
richts zu bewirkenden Zuſtellungen erfolgen durch Vermitte⸗ 
lung des betreffenden Kreis⸗(Stadt) Ausſchuſſes, oder, falls 
das Geſetz dies nicht ausſchließt (efr. § 62 Alinea 2 
des Geſetzes vom 3. Juli 1875, Geſetzſammlung Seite 
375) unmittelbar durch die Poſt, oder am Orte des 
Gerichtes auch durch deſſen Beamten. Steht ein Termin 
oder eine Friſt in Frage, ſo iſt ein Behändigungsſchein 
zu den Akten zu bringen. 


$ 19. In denjenigen Streitſachen, in welchen die 


Eatſcheidung nothwendig, ſo erfolgt die Verkündigung Bezirksverwaltungsgerichte in der Berufungsinſtanz ent⸗ 
derſelben in einer weiteren Sitzung, welche ſofort anzu⸗ſcheiden, haben dieſelben eine Ausfertigung ihrer Ends 


beraumen, und den Parteien bekannt zu machen iſt. 
Die Entſcheidung iſt demnächſt ſchrifilich abzufaſſen. 
Urſchriften und Ausfertigungen der Endurtheile, Verfügungen pp. 
§ 16. Alle Entſcheidungen, Verfügungen pp. 
werden in der Ausfertigung mit der Unterſchrift: 
„Königliches Bezirksverwaltungsgericht zu N. N.“ 
verſehen und von dem Direktor vollzogen. 


Dieſe Form genügt auch für die auf Grund der 
§ 37 und 59 des Geſetzes über die Verfaſſung der 

Verwaltungsgerichte vom 3. Juli 1875 ergehenden 
Vorbeſcheide. Die Urſchriften dieſer Vorbeſcheide, welche 
nicht auf Beſchluß des Kollegiums, ſondern der beiden 
ernannten Mitglieder beruhen, ſind von letzteren zu 
vollziehen. 

Die Urſchriften der auf Grund kollegialen Be⸗ 
ſchluſſes ergehenden Entſcheidungen, ſind von wenigſtens 
drei Mitgliedern, welche an der Entſcheidung Theil ge⸗ 
nommen haben, einſchließlich des Direktors und des 
zweiten ernannten Mitgliedes, zu vollziehen. 


Die Ausfertigungen der Endurtheile ſind mit der 


Ueberſchrift: 
„Im Namen des Königs“ 
und dem Siegel des Bezirksverwaltungsgerichtes 
Preußiſcher Adler mit der Umſchrift: 
„Königlich Preußiſches n = Verwaltungs ⸗Gericht 
u — 


zu N. N. 
zu verſehen. Dieſelben müſſen im Eingange den 
Sitzungstag, an welchem die Entſcheidung getroffen iſt, 
und die Mitglieder des Bezirksverwaltungsgerichtes, 
welche an derſelben Theil genommen haben, erſehen 
laſſen. f 


8 17. Die gemäß $ 29 des Geſetzes über die 
Zuſtändigkeitder Verwaltungsbehörden und Verwaltungs⸗ 
gerichtsbehörden pp. vom 26. Juli 1876 den Parteien 
zu ertheilende Belehrung über die Rechtsmittel, die 
Friſten zur Einlegung derſelben und über die Folgen 
der Verſäumniß derſelben iſt in den Beſcheiden und 
Endurtheilen der Bezirksverwaltungsgerichte ſtets am 
Schluſſe derſelben und zwar, falls in denſelben der dis⸗ 
pofitive Inhalt von der Begründung geſchieden iſt, am 


ſt. urtheile, beziehungsweiſe ihrer gemäß §§ 59 (37) des 


Geſetzes über die Verfaſſung der Verwaltungsgerichte 
pp. vom 3. Juli 1875 (Geſetzſammlung Seite 375) 
erlaſſenen Beſcheide, — der letzteren, ſobald ſie die 
Kraft der Endurtheile erlangt haben, oder in Folge 
erhobenen Einſpruches ein Endurtheil anderweit ergan⸗ 
gen iſt, — zu den Akten der Verwaltungsgerichte erſter 
Inſtanz zu ertheilen. 


In eben dieſen Streitſachen ſind ſowohl die 
Schriftſätze der Parteien in der Berufungsinſtanz, als 
auch die Protokolle über die Verhandlungen vor dem 
Bezirksverwaltungsgerichte, ſowie über die etwa von 
dieſem angeordnete Beweisaufnahme, überhaupt ſämmt⸗ 
liches in der zweiten Inſtanz entſtandenes Aktenmaterial, 
mit Ausnahme der Concepte der Endurtheile des Be⸗ 
zirksverwaltungsgerichts, zu den Akten der Kreis⸗(Stadt⸗) 
Ausſchüſſe zu bringen und dieſen mit den Urtelsaus⸗ 
fertigungen zu überſenden. 


§ 20. Für die Einreichung der Akten an das 
Oberverwaltungsgericht in denjenigen Fällen, in denen 
gegen ein bei den Bezirksverwaltungsgerichten in erſter 
Inſtanz ergangenes Endurtheil das Rechtsmittel der 
Berufung oder der Reviſion eingelegt iſt, oder der ge⸗ 


dachte Gerichtshof Bericht erfordert hat, iſt Folgendes 


zu beobachten: 

1. Die Akten ſind zu foltiren, mit einem vorzuheftenden 
vollſtändigen Inhaltsverzeichniſſe zu verſehen und 
mittelſt beſonderen Begleitberichts einzureichen. 

2. In dieſem Berichte ſind kurz erſichtlich zu machen: 

a) die Art des Verfahrens, in welchem die Ent⸗ 
ſcheidung des Oberverwaltungsgerichtes ange⸗ 
gangen wird, (Beſchwerde, Berufung, Reviſion), 

b) Namen, Stand und Wohnort der Parteien 
beziehungsweiſe des Beſchwerdeführers, event. 
auch des Regierungs Präſidenten, welcher die 
Berufung oder Reviſion aus Gründen des 
öffentlichen Intereſſes eingelegt hat, 

c) der Gegenſtand des Rechtsſtreites, 

d) der Werth des Streitgegenſtandes, falls ein 
Endurtheil ergangen iſt, 

e) die Aktenfolien, welche das angegriffene End⸗ 
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urtheil, beziehungsweiſe die angefochtene Ver⸗ Während der Ferien dürfen in öffentlicher Sitzung 
fügung, die Berufungs⸗ beziehungsweiſe Res des Bezirksverwaltungsgerichts der Regel nach nur 
viſions⸗ oder Beſchwerdeſchrift, die etwaigen ſchleunige Sachen zur Verhandlung gelangen. Auf 
Gegenerklärungen und die Vollmachten der den Lauf der geſetzlichen Friſten bleiben die Ferien ohne 
Mandatare enthalten. Einfluß. 

3. In den durch eine Verfügung des Oberverwaltungs⸗ Geſchäftsjahr. Jahresbericht. ; 
gerichtes veranlaßten Berichten iſt auf dieſe Ver⸗ 825. Das Geſchäftsjahr der Bezirksverwaltungs⸗ 
fügung unter Angabe der Journalnummer Bezug gerichte läuft vom 1. Dezember bis zum 30. November. 
zu nehmen. Am Jahresſchluſſe hat der Direktor in Gemeinſchaft 

Koſten. 15 dem N a: on. dem 88 5 

15 j \ nnern eine Ueberſicht der vorgekommenen Geſchäfte 
Aimee a eh ane ae nach dem angeſchloſſenen Formular einzureichen. Hierbei 
hierüber beſonders ergangenen beziehungsweiſe noch ſind ene e e zu denen 9 die bei 
ergehenden Beſtimmungen zu geſchehen. Handhabung der materiellen und prozeſſualiſchen Be⸗ 


Die Feſtſetzung der einer Perſon zu erſtattenden ſtimmungen der einſchlagenden Geſetzgebung gemachten 
baaren Auslagen erfolgt auf Antrag der Partei, erfor⸗ Erfahrungen Anlaß geben, hinzuzufügen. 
Abſchrift des Jahresberichtes und ſeiner Anlagen 


derlichen Falls nach Anhörung des Gegners. iſt dem Oberverwaltungsgericht einzureichen. 


Geſchäftskontrolbücher pp. Berlin, den 23. Dezember 1876. 
§ 22. Für die Führung der erforderlichen Ge⸗ Der Miniſter des Innern. 
ſchäftskontrolbücher iſt die allgemeine Verfügung des Gr. Eulenbur 


g. 
unterzeichneten Miniſters des Innern vom 13. Februar Vorſtehendes Rezulativ bringe ich hierdurch zur 
1876 (Min.⸗Bl. für die innere Verwaltung S. 41) öffentlichen Kenntniß. 


maßgebend. Marienwerder, den 3. Januar 1877. 
Den Direktoren der Bezirksverwaltungsgerichte Der Regierungs⸗Präſident. 
bleibt es unbenommen, nach Berathung mit den letzteren v. Flottwell. 


außer den in jener Verfügung als erforderlich beſonders 
bezeichneten Geſchäftskontrolen auch noch andere ein⸗ Verordnungen und Bekanntmachungen der 


zuführen. rovinzial⸗Behörden. 

Die Bezirksregierung am Sitze des Bezirksver⸗ 5 
waltungsgerichtes hat bis auf Weiteres dem Bezirks⸗ 3) Bekanntmachung. 
verwaltungsgerichte die erforderlichen Geſchäftslokale, Nachdem inGGemäßheit der 88 22 u. 23 des Dotations 
das erforderliche Subalternperſonal und den Büreau⸗fgeſetzes vom 8. Juli 1875 (G.⸗S. S. 497) vom Pro⸗ 
bedarf zur Verfügung zu ſtellen. vinzial⸗Ausſchuſſe unter Zuſtimmung des Provinztal⸗ 


e Landtags beſchloſſen worden iſt, die Verwaltung und 
Urlaub der Mitglieder. g 7 ; 
4 . Unterhaltung der ſeitherigen Staatschauſſeen in der 
8 23. Der Direktor des en ene ae Preußen En W we zu über: 
gerichtes darf ic, nicht über drei Tage Due Urlaub) nehmen, fo bringe ich auf Grund des von dem Herrn 
n dn 5 erichtes entfernen. Die Ertheilung Minister für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten 
des Urlaubes ſteht bis zur Dauer von ſechs Wochen mir ertheilten Auftrags hierdurch zur allgemeinen 
925 u bei längerer Dauer dem Miniſter Kenntniß, daß die Verwaltung und Unterhaltung der 
es Innern zu. . %% J gedachten Chauſſeen mit allem ör und allen dara 
Der Direktor des Bezirksverwaltungsgerichts iſt 119 19 Rechln Aa; een 1 ad 
befugt, dem zweiten ernannten Mitgliede ſowie den künftigen Jahres ab auf den Provinzial Verband 
155 A Stellvertretern in u Her Eigen- übergeht 
aft Urlaub bis zur Dauer von ſechs Wochen zu Die Uebergabe im Speziellen wird in den einzelnen 
bewilligen. Die Ertheilung des Urlaubs über dieſe degierungs⸗Bezirken der 7 in den erſten Monaten 
Dauer hinaus ſteht nur dem Miniſter des Innern zu. des künſtigen Jahres ſtattfinden 
Die gewählten Mitglieder und deren Stellvertreter Königsberg, den 27 Dezember 1876 
haben bei beabſichtigter längerer Entfernung von ihrem Der Ober⸗Präſident der Provinz Preußen. 
Wohnorte dem Direktor ſofort Anzeige zu machen, v. Horn 
welcher ihre Stellvertretung unter Beachtung der im 8 ni ö 


2 gegebenen Vorſchrift ordnet. 4) Offene Waldwärterſtelle. 
Ferien. a Die zur Oberförſterei Vandsburg, im Flatower 
§ 24. Das Bezirksverwaltungsgericht hält Ferien Kreiſe, gehörige Waldwärterſtelle Vandsburg, mit welcher 
während der Zeit vom 21. Juli bis zum 1. September. nach dem Normal⸗Plane ein baares Gehalt von 480 
Diefelben find vierzehn Tage vor ihrem Beginne durch Mark jährlich verbunden iſt, ſoll vom 1. März 1877 
das Amtsblatt zur öffentlichen Kenntniß zu bringen gab beſetzt werden. 


Mit Forſt⸗Verſorgungs⸗Anſprüchen verſehene 
Militeir-Anwärter werden aufgefordert, ihre ſchrift i 
chen Bewerbungen um die bezeichnete Stelle und ihre 
vollſtändigen Zeugniſſe bis zum 1. Februar 1877 hier⸗ 
her einzureichen. 

Marienwerder, den 21. Dezember 1876. 

Königliche Regierung. 


5) Die neu erſchienene Preußiſche Arzenei⸗Taxe für 
das Jahr 1877 kann bei dem Verleger Rudolph 
Gärtner in Berlin und in allen Buchhandlungen zum 
Preiſe von 1 Mark 50 Pf. pro Exemplar bezogen 
werden. 
Marienwerder, den 28. Dezember 1876. 
Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 


I 


| 


Januar bis 31. März 1877 ein Spring: (Viertel-) 
Jahr bewilligt worden und werden demnach Beiträge 
zum Domainen⸗Feuerſchaden⸗Fonds für die bei dem⸗ 
ſelben verſicherten Gebäude ſür den genannten Zeit⸗ 
raum nicht erhoben werden, wovon die betreffenden 
Intereſſenten hierdurch in Kenntniß geſetzt werden. 
Königsberg, den 2. Dezember 1876. 
Königliche Regierung. 
Abtheilung f. direkte Steuern, Domainen u. Forſten. 
bringen wir hierdurch zur öffentlichen Kenntniß. 
Marienwerder, den 2. Januar 1877. 
Königliche Regierung. 
Abtheilung für direkte Steuern, Domainen u. Forſten. 


10) Die mit dem etatsmäßigen Gehalte von 600 M. 


und mit einem Zuſchuſſe aus Kreismitteln von 300 M. 


6) unter Bezugnahme auf die im diesjährigen Amts⸗ 
blatt Nr. 25 ad 10 aufgenommene Bekanntmachung 
vom 16. Juni d. J,, veranlaſſen wir die Orts⸗Polizei⸗ 
Behörden und beamteten Thierärzte, die Treibheerden 
von Vieh, namentlich von Schweinen genau in Bezug 
auf die etwa vorkommende Maul: und Klauen⸗Seuche 
zu überwachen, damit erforderlichen Falls die im 8 23 
der erlaſſenen Inſtruktion zur Ausführung der 88 17 
bis 27 des Geſetzes vom 25. Juni 1875 angeordneten 
Vorſichtsmaßregeln ſogleich in Anwendung gebracht 
werden können. 
Marienwerder, den 23. Dezember 1876. 
Königliche Regierung. Abtheilung des Innern 


7) Der Herr Ober-Präſtdent der Provinz Preußen 
hat die Konzeſſion zur Errichtung einer neuen Apotheke 
in Beuß, Kreis Konitz, dem Apotheker Friedrich Auguſt 
Herrmann Fuchs in Birnbaum verliehen. 
Marienwerder, den 3. Januar 1877. 
Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 


8 Unter den Pferden des Gutsbeſitzers Oßmann zu 
a Kreis Strasburg, des Korbmachers Jakob 
Patzer in Gr. Falkenau und des Hofbeſitzers Paul 


| 


Hafckowski in Kl. Falkenau, Kreis Marienwerder, iſt wird 


die Rotzkeankheit und die rotzverdächtige Drufe ausge: | 
brochen; dagegen iſt die Rotzkrankheit unter den Pferden 
der Wittwe Hempel zu Waldeck, Kreis Löbau, des 
Gutsbeſitzers von Czarlinski zu Bruchnowko, Kreis Thorn 
und des Rittergutsbeſizers von Wißmann auf Heffſtädt 
reſp. Joachimsthal, Kreis Dt. Crone und die Rotz⸗ 
und Wurm ⸗Krankheit unter den Pferden des Beſitzers 
Schröder in Gr. Garz, Kreis Marienwerder, beſeiligt. 
Marienwerder, den 29. Dezember 1876. 
Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 


Nachſtehende Bekanntmachung: 

In Gemäßheit der Beſtimmungen des 8 22 des 
Domainen⸗Feuerſchaden⸗Regulativs für die Provinz 
Preußen vom 31. Januar 1828 iſt unter Zuſtimmung 
der Königl. Regierungen zu Gumbinnen, Danzig 
und Marienwerder für das Vierteljahr vom 1. 
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jährlich verbundene Kreis⸗Thierarzt⸗Stelle des Kreiſes 
Heilsberg iſt noch vakant. 


Wir fordern qualifizirte Bewerber um dieſe Stelle 
hiermit auf, ſich unter Einreichung der erforderlichen 
Zeugniſſe und eines Lebenslaufs bis zum 15. Februar 
F. J. bei uns zu melden. 

Königsberg, den 23. Dezember 1876. 

Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 


11) Betrifft die Prüfung für Lehrerinnen und Schul⸗ 
vorſteherinnen in Marienwerder pro 1877. 
Auf Grund der Prüfungsordnung für Lehrerin⸗ 
nen und Schulvorſteherinnen vom 24. April 1874 wird 


im Jahre 1877 in Marienwerder: 


a) die Prüfung der Lehrerinnen vom 7. bis 12. 
September und im unmittelbaren Anſchluſſe daran; 


p) die Prüfung der Schulvorſteherinnen am 13. 
September abgehalten werden. 


Die Meldung zur Lehrer inn en⸗Prüfung er⸗ 
folgt ſpäteſtens vier Wochen vor dem angeſetzten Termine 
bei dem unterzeichneten Kollegium unter der beſtimmten 
Angabe, ob die Prüfung für Volksſchulen oder für 
mittlere und höhere Mädchenſchulen gewünſcht 

Der Meldung ſind beizufügen: 

1. ein ſelbverfertigter Lebenslauf, auf deſſen Titelblatte 
der vollſtändige Name, der Geburtsort, das Alter, 
die Konſeſſton und der Wohnort der Bewerberin 
anzugeben iſt; 


ein Tauf⸗ bezw. ein Geburtsſchein, durch den das 
vollendete achtzehnte Lebensjahr nachgewieſen 
ſein muß; (ein Alters⸗Dispens kann fortan nicht 
mehr ertheilt werden); 


. bie Zeugniſſe über die bisher empfangene Schul⸗ 
bildung und die etwa ſchon beſtandenen Prüfungen; 
. ein amtliches Führungszeugniß und 


, ein von einem zur Führung eines Dienſtſiegels 
berechtigten Arzte ausgeſtelltes Atteſt über den 
Geſundheitszuſtand. 
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Wird die Zulaſſung zur Prüfung geneh⸗ kauft bleiben, findet auf ſämmtlichen Preußiſchen Staats⸗ 
migt, fo erfolgt kein beſonderer Beſcheid. bahnen eine Transportbegünſtigung in der Art ſtatt, 

Die Meldung zur Schul⸗Vorſteherinnen⸗ daß für den Hintransport die volle tarifmäßige Fracht 
Prüfung erfolgt ſpäteſtens drei Monate vor dem berechnet wirn, der Rücktransport auf derſelben Route 
angeſetzten Termine ebenfalls bei dem unterzeichneten[an den Ausſteller aber frachtfrei erfolgt, wenn durch 
Kollegium, und find derſelben außer den oben er⸗ Vorlage des Original⸗Frachtbriefes für die Hintour, 
wähnten ad 1—5 aufgeführten Zeugniſſenſſowie durch eine Beſcheinigung des Ausſtellungs⸗Komitees 
noch die Ausweiſe darüber beizufügen, daß die Be. nachgewieſen wird, daß die Gegenſtände pp. ausgeſtell, 
werberin mindeſtens fünf Jahre im Lehramte thätig/geweien und unverkauft geblieben find und wenn der 
geweſen iſt und mindeſtens zwei Jahre in Schulen Rücktransport innerhalb 4 Wochen nach Schluß der 
unterrichtet hat. Ausſtellung ſtattfindet. 

Jeder Examinandin wird von uns unmittelbar Außerdem wird den Begleitern der Thiere gegen 
nach der Meldung ein Thema zu einem Aufſatze aus Löſung eines Billets vierter Klaſſe die Benutzung der 
der Erziehungs: und Unterrichtslehre aufgegeben werden, dritten Wagenklaſſe oder der Viehwagen geſtattet. 


welche dieſelbe binnen acht Wochen, ſpäteſtens aber Bromberg, den 20. Dezember 1876. 
vierzehn Tage vor dem Prüfungstermine mit der Königliche Direktion der Oſtbahn. 
Verſicherung einzureichen hat, keine anderen, als die 

von ihr angegebenen Hilfsmittel dabei benutzt zu haben. 16) Bekanntmachung. 


Die perſönliche Meldung erfolgt am 1. Tage der In den gemeinſchaftlichen Tarifen für Steinkohlen⸗ 
Prüfung Morgens 7¾ Uhr bei dem Herrn Regierungs⸗ und Coaks⸗Sendungen zwiſchen: 
und Schulrath Henske, an den auch die Prüfungsge⸗ a) der Niedeiſchleſiſch Märkiſchen Eiſenbahn und der 
bühren im Betrage von 12 Mark zu entrichten ſind. Oſtbahn vom 1. Dezember 1876 via Lauban⸗ 
Königsberg, den 22. Dezember 1876. Frankfurt a. / O., 
Königliches Provinzial⸗Schul⸗Kollegium. b) der Breslau⸗Schweidnitz⸗Freiburger, Oberſchleſiſchen 
und Oſtbahn vom 1. April 1874 (Nachtrag 1) 
12) Die Herren Polizeianwalte werden daran erinnert, via Breslau reſp. Königszelt Poſen⸗Kreuß bezw. 
die durch meine e u hate Bromberg und Thorn, 
— Nr. 5163 Gen. A. 1 — angeordneten Ueberſichten ' 
über Verurtheilung von Perſonen, welche ein Gewerbe 0) a ser 
im Umberztehen betreiben, pünktlich zum 1. Februar via Bleslau⸗Poſen⸗ Kreuz reſp. Bromberg und 


d. J. hierher erz 3 1875 Thorn; 
Marienwerder, den 2. Januar 5 ee g % ’ 
7 8 5 werden die prozentualen Zuſchläge zu den Frachtſätzen 
Der e vom 1. Januar 1877 ab nicht mehr erheben, wenn 
0 der Verſender die Transporte mit je einem Frachtbriefe 


a in Ladungen von mindeſtens 10,000 Kilogramm auf 
a3) 0 g bin bee dung Ne e aufliefert oder die Fracht für dieſes Ge⸗ 
meindeverbande Hutta entlaſſenen ſogenannten wielange u EIERN Gevingungen behufs Aue 
Een b Ine 1 b del Verband des Guts, vorstehender Fracht Ermäßigung find bei den ſämmtlichen 
beziks Dombrowo genehmigt worden. ee ne 9942 ber 1876 
Konitz, den 5. Dezember 1876 Bromberg, den 29. Dezember 1876, 
orig, ee Kreis- Ausſchuß Königliche Direktion der Oſtbahn. 


Dr. Wehr, Landrath. 17 Bekanntmachung. 


k Auf Grund des § 362 des Strafgeſetzbuchs find 

14) Durch rechtskräftige 5 Beſchluß iſt die Entlaſſung es En N Schräwer aus Millin⸗ 

der ſogenannten Bielawi Wieſen unter halb Chloppowo gen dei Nymwegen in den Niederlanden, 28 Jahre 

5 ch 5 > a eee 2 alt, durch Beſchluß der Königlich preußiſchen Be⸗ 
em Gemeinde⸗Verbande Hutta genehmigt worden. N 5 

Konitz, den 5. Dezember 1876. zirks⸗Regierung zu Düſſeldorf vom 5. Dezember 


7 f vr, 
or gn e 5 dir Ander Theodor Rößler aus Rudels dorf 
Dr. Wehr, Landrath. (Bezirk Landskron) in Böhmen, 90 15 ‚a 
durch Beſchluß der Königlich preußiſchen Bezirks⸗ 
15) Bekanntmachung. Negra zu Liegnitz vom 13. November v. I., 


ür diejenigen Gegenſtände, Maſchinen u. Thiere, 
weldg unf 5 1 der Zet vom 26. bis 30. Mai 1877 8. der Webergeſell Daniel Schal, geboren zu Bergſtadt 
in Königsberg i. Pr. ſtattfindenden landwirthſchaftlichen (Bezirk Brömerſtadt) in Oeſterreichiſch⸗Schleſten, 
und Vieh⸗Aueſtellungen ausgeſtellt werden und unver⸗ 26 Jahre alt, durch Beſchluß der Königlich preu⸗ 


7. 


10. 


11. 


12. 
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ßiſchen Bezirks⸗Regierung zu Oppeln vom 21. 
November v. J., 


.der Schuhmacher Franz Heller, am 16. Novem⸗ 


ber 1851 geboren und ortsangehörig zu Chudiva 
(Bezirk Klattau) in Böhmen, durch Beſchluß des 
Königlich bayeriſchen Bezirksamtes zu Ochſenſurt 
vom 21. November v. J., 

der Handlungsgehülfe Heinrich Mattauſch aus 
Außig in Böhmen, 29 Jahre alt, durch Beſchluß 
des Königlich bayeriſchen Bezirksamtes zu Neu⸗ 
Ulm vom 27. November v. J, 

der Fabrikarbeiter Jakob Eder, geboren und orts⸗ 
angehörig zu Iſchl in Oeſterreich, 17 Jahre alt, 
durch Beſchluß des bayeriſchen Stadtmagiſtrats zu 
Boffau vom 7. Oktober v. J, 

der Tagelöhner Jakob Schlegel aus Hluboken 
(Bezirk Taus) in Oeſterreich, geboren 1845, durch 
Beſchluß des Königlich bayeriſchen Bezirksamts zu 
Deggendorf vom 2. Dezember v. J., 


der Tagearbeiter Ferdinand Zofel, ortsangehörig 
und wohnhaft zu Schluckenau in Böhmen, 75 
Jahre alt, durch VBeſchluß der Königlich ſächſiſchen 
9 ch zu Bautzen vom 8. Novem⸗ 
. - 

der Handelsmann Salomon Jelinck aus Wonck⸗ 
las bei Praa, durch Beſchluß des Großherzoglich 
ſächſiſchen Direktors des 1. Verwaltungsbezirks 
vom 6. Dezember v. J 


reich, 31 Jahre alt, durch Beſchluß des Königlich 
bayeriſchen Bezirksamts zu Deggendorf vom 1. 
Januar d. J. 

nach Verbüßung einer wegen ſchweren Dieb⸗ 
ſtahls gerichtlich erkannten Zuchthausſtrafe von 
1 Jahr 2 Monat, 


aus dem Reichsgebiete ausgewieſen worden. 


Auf Grund des § 362 des Strafgeſetzbuchs ſind 


der Schmiedegeſell Anton Reichert, geboren zu 


Lubens in Böhmen, 18 Jahre alt, durch Beſchluß 
der Königlich preußischen Bezirks⸗Regierung zu 
Koblenz vom 23. November v. J 


der Konditor Mathias Ryborski aus Kalisch in 


Ruſſiich⸗Polen, 35 Jahre alt, durch Beſchluß der 
Königlich preußiſchen Bezirks⸗Regierung zu Poſen 
vom 13. Dezember v. J., 


„der Tagelöhner Johann Baptiſt Grün waſſer, 


geboren zu Winzenheim (Kreis Kolmar), durch 
Option franzöſiſcher Staatsangehöriger, 49 Jahre 
alt, durch Beſchluß des Kaiſerlichen Bezirks Prä⸗ 
ſidenten zu Kolmar vom 16. Dezember v. J, 


nach erfolgter gerichtlicher Beſtrafung 


zu 1 und 3 wegen Lanoſtreichens u. Betlelns, 
zu 2 wegen Landſtreichens 


aus dem Reichsgebiet ausgewieſen worden. 


Perſonal⸗Chronik. 


der Tagelöhner Jakob Bodmer, geboren und 18) Der Beigeordnete D. Degurski iſt zum Bür⸗ 


ortsangehörig zu Erlesbach (Kanton Aargau) in 
der Schweiz, 39 Jabre alt, durch Beſchluß des 
Kaiſerlichen Bezirks⸗Präſidenten zu Kolmar vom 
5. Dezember v. J., 


Cyr in Frankreich, wohnhaft in Lüttich, 43 Jahre 
alt, durch Beſchluß des Kaiſerlichen Bezirks⸗Prä⸗ 
ſidenten zu Metz vom 9. Dezember v. J., 
der Schmied Joachim Dombrowski, 

und ortsangehörig zu Tarnow in Oeſterreich, 32 


Jahre alt, durch Beſchluß des Kaiſerlichen Bezirks⸗ 1. 


Präſidenten zu Kolmar vom 12 Dezember v. J., 


nach erfolgter gerichtlicher Beſtrafung 


zu 1 wegen Nichtbeſchaffung eines Unterkom⸗ 
mens und Bettelns, 
zu 2, 9, 10 wegen Landſtreichens und Bettelns, 
zu 3 wegen Landſtreicheus, Bettelns und zweier 
einfacher Diebſtähle, i 
„ zu 4, 5, 7, 12 wegen Landſtreichens, 
zu 6 wegen Landſtreichens, Diebſtahls und 
Führung eines falſchen Namens, 
zu 8 wegen Landſtreichens, Bettelns Diebſtahls 
und Führung eines falſchen Namens, 


zu 11 wegen Landſtreichens und Uebertretung 4. 


des Bahnpoliz i⸗Reglements, 


und auf Grund des § 39 des Strafgeſetzbuchs iſt | 
der Schloſſer und Eiſenbahnacbeiter Franz Paſ⸗ dem Kreis⸗Gerichts⸗Sekretar und Kaſſen⸗Kontroleur 
ſian aus Liebenau (Bezirk Reichenberg) in Oeſter⸗ Baranowski in Marienwerder, aus Anlaß ſeines 


13. 


germeifter der Stadt Garnſee gewählt und als ſolcher 
beſtätigt worden. 


Der Maurermeiſter Sieber iſt zum unbeſoldeten 


iS St 1 8 
der Schuſter Louis Franjout, geboren zu Spice bed adt Ot. Crone wiedergewählt und als 


worden. 
Im Kreiſe Dt. Krone find: der Gutsbeſitzer Kieff 


zum Amtsvorſteher und der Gutsbeſitzer Schütz zum 
ſtellvertrelenden Amtsvorſteher für den Amtsbezirk 
geboren Drahnow ernannt. 


Ernannt: 

der Erſte Präſident des Königlichen Appellations⸗ 
gerichts, Freiherr v. Glaubitz zum Direktor im 
Juſtiz Miniſterium mit dem Karakter als Wirklicher 
Geheimer Ober⸗Juſtizrath, 


2. der Appellationsgerichts⸗Vice⸗Präfident, Geheimer 


Ober⸗Juſtizrath Drenkmann in Poſen zum 
Erſten Präſidenten des Königl. Appellations⸗Ge⸗ 
richts in Marienwerder, 


der Kreisrichter Kabilinski in Mewe zum Rechts⸗ 


anwalt bei bein Kreisgericht in Schwetz und zugleich 

zum Notar im Departement des Appellationsgerichts 

zu Marienwerder mit Anweiſung ſeines Wohnſitzes 

in Schwetz, 

der Gerichts⸗Aſſeſſor Weiſſermel aus Königsberg 

zum Kreisrichter bei dem. Kreisgerichte in Löbau. 
Verliehen: 


W 


50 jährigen Dienſtjubiläums der Karakter als Rech 
nungsrath. 
Verſetzt: 
1. der Kreisgerichts⸗Rath Maske in Thorn an das 
Kreisgericht in Conitz, mit der Funktion als 
Dirigent der Gerichts⸗Deputation zu Tuchel, 
der Kreisrichter Häniſch in Tuchel an das Kreis⸗ 
gericht in Stralſund. 
Ausgeſchieden: | 
der Gefangenwärter Culmſee in Löbau, in Folge 
Penſionirung. 
Entlaſſen: der Bote und Exekutor Ruszinski 
in Löbau auf ſeinen Antrag. 
Als Schiedsmänner find gewählt, bezw. wieder 
gewählt und beſtätigt: . 
1. der Rittergutsbeſitzer Max Reichel in Paparszyn 
für das Kirchſpiel Wabez, Kreis Kulm, 
2. der Bürgermeiſter Hellmuth in Roſenberg für 
den Stadtbezirk Roſenberg. 
Der Poſtaſſiſtent Mentz iſt unter Beförderung 
un PBoft:Sekretaie von Marienwerder nach Elbing 
verſetzt. 
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wird zum 1. März d. J erledigt. 


Es ſind neu angeſtellt worden: 
der invalide Sergeant Hönig als Grenz ⸗Aufſeher in 
Pieczenia, 
der Vice⸗F ldwebel Jablinski als Grenz⸗Aufſeher in 
Kolonie Brinsk, | 
der frühere Polizei⸗Diätar Lehmann als Grenz Auf-| 
ſeher in Neu⸗Zielun und 
der Stabsfergeant der Marine⸗Stabswacht Macz⸗ 
kowski als Grenz Aufſeher in Piſſakrug. 
Es ſind verſetzt worden: 
der Grenz⸗Aufſeher Loſſin in gleicher Dienſteigenſchaft 
von Piſſakrug nach Jaſtrzembie und | 


der Grenz Aufſeher Wolff in Kolonie Brinsk als be 
rittener Grenz⸗Aufſeher nach Stanislawowo. 
Perſonal⸗Veränderungen im Bezirk der Königlichen 
Eiſenbahn⸗Kommiſſion zu Thorn. 
Es iſt verſetzt: 
der com. Baumeiſter Fuchs am 16. Dezember v. J. 
von Thorn nach Stolp. 
Erledigte Schulſtellen. 
16) Die Schullehrerſtelle zu Straßforth, Kreis Flatow, 
iſt erledigt. Das Beſetzungsrecht ſteht dem Gutsvor⸗ 
ſtande von Straßforth zu. 
Die Schullehrerſtelle zu Grünchotzen, Kreis Schlochau, 
wird zum 1. Januar 1877 erledigt. Lehrer katholiſcher 
Ronfeffion, welche ſich um dieſelbe bewerben wollen, 


haben ſich, unter Einſendung ihrer Zeugniſſe, bei dem 


Königl. Kreisſchulinſpektor Herrn Gerner zu Pr. 
Friedland zu melden. 

Die Schullehrerſtelle zu Moſſin, Kreis Schlochau, 
Lehrer katholiſcher 
Konfeſſion, welche ſich um dieſelbe bewerben wollen, 
haben ſich, unter Einſendung ihrer Zeugniſſe, bei dem 


Königl. Kreisſchul⸗Inſpektor Herrn Pfarrer Klapp zu 


Vandsburg zu melden. 

Die Schullehrerſtelle zu Borezyskowo wird zum 
1. März d. J. erledigt. Lehrer katholiſcher Konfeſſion, 
welche ſich um dieſelbe bewerben wollen, haben ſich, 
unter Einſendung ihrer Zeugniſſe, bei dem Guts vorſtand 
zu Borczyskowo zu melden. 

Die Schullehrerſielle zu Förſtenau, Kreis Schlochau, 
wird zum 1. April d. J. erledigt. Lehrer katholiſcher 
Konfeſſion, welche ſich um dieſelbe bewerben wollen, 
haben ſich, unter Einſendung ihrer Zeugniſſe, bei dem 
Königl. Kreisſchul⸗Inſpektor Herrn Gerner zu Pr. 
Friedland zu melden. 
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(Hierzu der Oeffeniliche Anzeiger Nr. 2 


FKaedigirt im Bureau der Wöniglichen Negierung. 
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Tend der La xder schen Hofbuchbrudkeret. 


